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S         tellungnahme des Bundesbeauftragten für den Datenschutz  

und die Informationsfreiheit zum Entwurf 

 "… Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und des 

Pflichtversicherungsgesetzes" 

 

I. Vorbemerkung  

 

Die mit dem Gesetzentwurf unter anderem beabsichtigte Schaffung von 

bereichsspezifischen Datenschutzregelungen hinsichtlich der Verarbeitungen der beim 

autonomen Fahren anfallenden personenbezogenen Daten begrüße ich ebenso wie 

den Umstand, dass das Bundesministerium für Verkehr und digitaler Infrastruktur 

(BMVI) im Rahmen meiner Beteiligung an der Ressortabstimmung vielen meiner 

Empfehlungen gefolgt ist. Leider sind einige Punkte vom BMVI nicht umgesetzt 

worden. Daher unterbreite ich nachstehend aufgeführte Vorschläge zur Änderung des 

Gesetzentwurfs.   
 

II. Vorschläge zur Änderung des Gesetzentwurfs  
 

1. Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 f Absatz 3 Nummer 6 Straßenverkehrsgesetz 
(StVG)-neu- 

 

§ 1 f Absatz 3 Nummer 6 Straßenverkehrsgesetz (StVG)-neu- lautet: 
 

„Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat (...)“ 

 
6. sobald er Manipulationen am Kraftfahrzeug oder an dessen elektronischer oder 

elektrischer Architektur oder an der mit dem Kraftfahrzeug in Verbindung stehenden 

elektronischen oder elektrischen Architektur erkennt, insbesondere bei einem uner-

laubten Zugriff auf die Funkverbindungen des Kraftfahrzeugs, diese unverzüglich 

dem Kraftfahrt-Bundesamt und der nach Landesrecht zuständigen Behörde mitzutei-

len und erforderliche Maßnahmen einzuleiten.“ 
 

Dies setzt voraus, dass jedes autonome Fahrzeug permanent Daten und damit 

personenbezogene Daten des Halters und der Fahrzeuginsassen und der die 

Technische Aufsicht ausübenden Person an den Hersteller sendet. Dies ist für den 

intendierten, von mir prinzipiell begrüßten, Zweck der Gewährleistung der 

Manipulationssicherheit autonom fahrender Fahrzeuge aber nicht erforderlich, da 

hierfür ein milderes, obige Datenverarbeitungen vermeidendes, Vorgehen möglich 

ist. Statt des oben zitierter Regelung zu Entnehmenden hat der Hersteller das 

Fahrzeug so manipulationssicher auszustatten, dass es zu unerlaubten Zugriffen 



 
 

  

23123/2021  

   

  

D                ritter auf das Fahrzeug und damit auch zu solchen Manipulationen am Fahrzeug 

gar nicht erst kommt. 
 

 Entsprechend müsste § 1 f Absatz 3 Nummer 6 StVG-neu- wie folgt gefasst werden: 

  

„Der Hersteller eines Kraftfahrzeugs mit autonomer Fahrfunktion hat (...) 
 

6. das autonom fahrende Fahrzeug gegen Manipulationen am Kraftfahrzeug oder an 

dessen elektronischer oder elektrischer Architektur oder an der mit dem Kraftfahr-
zeug in Verbindung stehenden elektronischen oder elektrischen Architektur insbeson-

dere gegen einen unerlaubten Zugriff auf die Funkverbindungen des Kraftfahrzeugs 

so zu sichern, dass solche Manipulationen ausgeschlossen sind.“ 
 

2.  Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 2 Einleitungssatz StVG-neu- 

 

Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 2 Einleitungssatz StVG-neu- lautet: 
 
„Die Daten gemäß Absatz 1 sind bei den folgenden Anlässen zu speichern:“ 
 

Diese Fassung lässt den Speicherort und den zur Speicherung Verpflichteten offen. 

Zur Ergänzung des damit Fehlenden müsste § 1 g Absatz 2 Einleitungssatz StVG-

neu- wie folgt gefasst werden: 

 
„Die Daten gemäß Absatz 1 sind vom Halter bei den folgenden Anlässen in seinem Fahr-

zeug zu speichern:“ 
 

3. Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 4 StVG-neu- 
 

Im Verlauf der Ressortabstimmung hat das BMVI folgenden Satz aus Artikel 1, Ände-

rungsbefehl 1, § 1 g Absatz 4 StVG-neu- gestrichen, der auf dessen Satz 2 folgte: 

 

„Eine Verarbeitung der Daten zu einem anderen als dem in Satz 1 genannten Zweck 

ist unzulässig.“ 
 

Mit dieser Streichung hat das BMVI die Regelung einer Verarbeitung der Daten aus-

schließlich zu dem in Satz 1 genannten Zweck fallen gelassen. 

 
Dies ist deshalb nicht akzeptabel, weil mit der Streichung des oben zitierten Satzes 

zweckändernde Verarbeitungen durch Dritte nicht ausgeschlossen sind. Dies wäre 

ein weiterer Schritt hin zum „gläsernen Fahrzeuginsassen“ und würde das Vertrau-
en dieser Betroffenen in die Wahrung ihres Rechts auf informationelle Selbstbe-

stimmung im Rahmen dieses Gesetzentwurfs schwächen und damit jenseits dieses 
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d                 atenschutzpolitischen Kontexts auch den mit dem Gesetzentwurf verfolgten 
Zweck der Schaffung eines für alle, also auch für die Fahrzeuginsassen, verlässli-

chen Rechtsrahmens für autonomes Fahren konterkarieren. 

 
Daher halte ich es für angezeigt, den vom BMVI gestrichenen Satz  

 

„Eine Verarbeitung der Daten zu einem anderen als dem in Satz 1 genannten Zweck 
ist unzulässig.“ 

 

in Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 4 StVG-neu-, nach dessen Satz 2 wieder 

aufzunehmen. 
 

4. Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 5 StVG-neu- 

 
Der Beginn dieser Regelung lautet wie folgt: 

 

„Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die nach Absatz 4 Nummer 1 beim Halter 
erhobenen Daten, soweit sie in nicht personenbezogener Form vorliegen(…)“ 
 

Hier ist es zu einem redaktionellen Versehen gekommen, dass durch nachfolgende 

Fassung bereinigt wird:  
 

„Das Kraftfahrt-Bundesamt ist berechtigt, die nach Absatz 4 Nummer 1 beim Halter 

erhobenen Daten in nicht personenbezogener Form(…)“ 
 

5. Artikel 1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 6 StVG-neu- 

 

Auch hier hat das BMVI im Laufe der Ressortabstimmung folgenden Satz aus Artikel 
1, Änderungsbefehl 1, § 1 g Absatz 6 StVG-neu- gestrichen, der auf dessen Satz 1 

folgte: 

 
„Eine Verarbeitung der Daten zu einem anderen als dem in Satz 1 genannten Zweck 

ist unzulässig.“ 

 
Daher halte ich es für angezeigt, den vom BMVI gestrichenen Satz in Artikel 1, Ände-

rungsbefehl 1, § 1 g Absatz 6 StVG-neu- nach dessen Satz 1 wieder aufzunehmen. 

 

Zur Begründung verweise ich zur Vermeidung von Wiederholungen auf meine Aus-
führungen unter Ziffer 3 dieser Stellungnahme. 

 

 

Prof. Ulrich Kelber 


